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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 U 5/98
Datum 17.03.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 U 242/99
Datum 04.07.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
17.03.1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob bei dem KlÃ¤ger eine bandscheibenbedingte Erkrankung der
LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) als Berufskrankheit (BK) gemÃ¤Ã� Â§ 551 Abs 1
Reichsversicherungsordnung (RVO) iVm Nr 2108 der Anlage 1 zur
Berufskrankheitenverordnung (BKVO) anzuerkennen und zu entschÃ¤digen ist.

Der am 1943 geborene KlÃ¤ger war vom 09.04.1958 bis 31.07.1975 â�� nur durch
den Grundwehrdienst vom 07.01.1964 bis 30.06.1965 unterbrochen â�� zunÃ¤chst
als Lehrling, anschlieÃ�end als Monteur in Heizungs-, Klima- und SanitÃ¤rbetrieben
tÃ¤tig. Vom 01.08.1975 bis 31.05.1979 arbeitete er als Heizungsbaumeister mit
einem reduzierten Anteil an Montagearbeiten von 50 %. Anfang Mai 1978 stellten
sich beim KlÃ¤ger Schmerzen im Kreuz-Lendenbereich ein, die in den folgenden
Monaten zunahmen. Am 08.03.1979 erfolgte eine operative Entfernung eines
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sequestrierten Bandscheibenvorfalls links bei L3/L4. Der KlÃ¤ger gab daraufhin
seine TÃ¤tigkeit als Heizungsbauer auf und war bei der Firma P. vom 01.06.1979 bis
31.07.1983 als Gebietsleiter und vom 01.08.1983 bis 30.09.1989 als
Niederlassungsleiter beschÃ¤ftigt. Als Gebietsleiter musste er gelegentlich schwer
heben, als Niederlassungsleiter oblagen ihm hauptsÃ¤chlich administrative
Aufgaben in der Niederlassung und gelegentliche AuÃ�endiensttÃ¤tigkeiten im
Rahmen von Beratungs- bzw VerkaufsgesprÃ¤chen. Seit 01.10.1989 ist er als
selbststÃ¤ndiger Heizungsbaumeister tÃ¤tig und verrichtet in erster Linie
BÃ¼roarbeiten und betreut Kunden. Er verrichtet die TÃ¤tigkeiten eines
Heizungsbauers gelegentlich, wenn Mitarbeiter ausfallen oder zu viel Arbeit anliegt.
1990 erlitt der KlÃ¤ger einen weiteren Bandscheibenvorfall bei L4/L5 mit
nachfolgender Operation.

Am 29.08.1996 zeigte der Allgemeinarzt Dr.G.S. bei der Beklagten einen
Bandscheibenschaden des KlÃ¤gers als Berufskrankheit an und machte hierfÃ¼r
das Tragen und Heben von Heizkesseln und HeizkÃ¶rpern verantwortlich. Der
Beklagte zog Ã¤rztliche Behandlungsunterlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger bei und holte
AuskÃ¼nfte der noch existierenden Firmen P. vom 11.11.1996 und G.-Haustechnik
vom 26.11.1996 Ã¼ber wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeiten ein. Der Technische
Aufsichtsdienst (TAD) der GroÃ�handels- und Lagerei Berufsgenossenschaft teilte
mit Schreiben vom 19.02.1997 mit, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner
BeschÃ¤ftigung bei der Firma P. nicht im Sinne einer BK nach Nr 2108 tÃ¤tig
gewesen sei. Die Beklagte veranlasste eine Stellungnahme ihres TAD vom
14.08.1997, wonach aus arbeitstechnischer Sicht eine wirbelsÃ¤ulenbelastende
TÃ¤tigkeit nach Nr 2108 wÃ¤hrend des gesamten Berufslebens nicht anzunehmen
sei.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 10.10.1997 die Anerkennung einer
Berufskrankheit nach Nr 2108 Anlage 1 zur BKVO mit der BegrÃ¼ndung ab, der
KlÃ¤ger habe bei seiner beruflichen TÃ¤tigkeit als Heizungsbauer die erforderliche
Mindestbelastungsdosis nicht erreicht, weshalb eine GefÃ¤hrdung im Sinne der
genannten BK nicht bestanden habe. Der Widerspruch war erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 18.12.1997).

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) WÃ¼rzburg hat der
KlÃ¤ger die Aufhebung des Bescheides vom 10.10.1997 idF des
Widerspruchsbescheides vom 18.12.1997 und die EntschÃ¤digung seines LWS-
Leidens als BK nach Nr 2108 begehrt. Er hat geltend gemacht, als Heizungsbauer in
der Zeit von 1958 bis 1979 hÃ¶heren Tagesdosen, als von der Beklagten
angenommen, ausgesetzt gewesen zu sein. Das SG hat den Arbeitskollegen des
KlÃ¤gers, F.G. , als Zeugen zu den Arbeitsbedingungen der Jahre 1962 bis 1965
einvernommen und die Klage mit Urteil vom 17.03.1999 abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die Aussage des Zeugen F.G.
spreche fÃ¼r eine wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeit. Es kÃ¶nne aber
dahingestellt bleiben, ob die TÃ¤tigkeit von 1958 bis 1979 wirbelsÃ¤ulenbelastend
gewesen sei, da der KlÃ¤ger diese TÃ¤tigkeit nach dem ersten Bandscheibenvorfall
1979 aufgegeben habe und eine BK nach Nr 2108 nur anerkannt werden kÃ¶nne,
wenn der Versicherungsfall nach dem 31.03.1988 eingetreten sei. AuÃ�erdem habe
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eine wirbelsÃ¤ulen-belastende TÃ¤tigkeit nur bis 1979 vorgelegen.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und sich zur BegrÃ¼ndung
auf sein Vorbringen vor dem SG gestÃ¼tzt.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�), das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom
17.03.1999 sowie den Bescheid der Beklagten vom 10.10.1997 idF des
Widerspruchsbescheides vom 18.12.1997 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, sein LWS-Leiden als BK nach Nr 2108 der Anlage 1 zur BKVO
anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 17.03.1999 zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die Unfallakte der Beklagten und die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil entscheiden (Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz ).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen, denn der angefochtene Verwaltungsakt
ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung von
Verletztenrente, denn die im Bereich der LWS bestehenden krankhaften
VerÃ¤nderungen stellen keine BK nach Nr 2108 der Anlage 1 zur BKVO dar.

Der Anspruch des KlÃ¤gers richtet sich noch nach den Vorschriften der
Reichsversicherungsordnung (RVO), da er Verletztenrente auch fÃ¼r die Zeit vor
dem Inkrafttreten des Siebten Buches des Sozialgesetzbuches â�� Gesetzliche
Unfallversicherung â�� (SGB VII) zum 01.01.1997 begehrt (Art 36
Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz , Â§ 212 SGB VII).

Nach Â§ 551 Abs 1 Satz 1 RVO gilt als Arbeitsunfall auch eine BK. BK en sind nach
551 Abs 1 Satz 1 RVO Krankheiten, welche die Bundesregierung durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats bezeichnet hat und die ein
Versicherter bei einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543 bis 545 genannten
TÃ¤tigkeiten erleidet. Mit der am 01.01.1993 in Kraft getretenen zweiten
Verordnung zur Ã�nderung der BKVO vom 18.12.1992 BGBl I 2343, (2. Ã�ndVO) ist
die Liste der BK en um die Nrn 2108 bis 2110 erweitert worden. Damit ist der Weg
erÃ¶ffnet, bandscheibenbedingte Erkrankungen der LWS und der HWS als
Berufskrankheiten anzuerkennen.

Die Anerkennung und EntschÃ¤digung der hier allein streitigen Erkrankung als BK
nach Nr 2108 der Anlage 1 zur BKVO setzt voraus, dass bei dem Versicherten eine
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS vorliegt, die durch langjÃ¤hriges
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berufsbedingtes Heben oder Tragen schwerer Lasten oder durch langjÃ¤hrige
berufsbedingte TÃ¤tigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung (sog
arbeitstechnische Voraussetzungen) entstanden ist. Die Erkrankung muss den
Zwang zur Unterlassung aller gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeiten herbeigefÃ¼hrt haben,
und als Konsequenz aus diesem Zwang muss die Aufgabe dieser TÃ¤tigkeit
tatsÃ¤chlich erfolgt sein (vgl BSG SozR 3-5670 Anlage 1 Nr 2108 Nr 2). FÃ¼r das
Vorliegen des Tatbestandes der BK ist ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen
der versicherten TÃ¤tigkeit und der schÃ¤digenden Einwirkung einerseits
(haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) und zwischen der schÃ¤digenden Einwirkung
und der Erkrankung andererseits (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) erforderlich.
Dabei mÃ¼ssen die Krankheit , die versicherte TÃ¤tigkeit und die durch sie
bedingten schÃ¤digenden Einwirkungen einschlieÃ�lich deren Art und AusmaÃ� iSd
"Vollbeweises", also mit an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit nachgewiesen
werden. FÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang hingegen genÃ¼gt die
hinreichende Wahrscheinlichkeit (aaO mwN).

Ausgehend von diesen Voraussetzungen ist es nicht wahrscheinlich zu machen,
dass beim KlÃ¤ger eine BK nach Nr 2108 der Anlage 1 zur BKVO vorliegt, weil schon
die haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t nicht gegeben ist. Zwar besteht bei dem
KlÃ¤ger eine bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS in Form eines operierten
Bandscheibenvorfalls bei L4/5 und entspricht dieses Krankheitsbild in vollem
Umfang den Vorgaben des Verordnungsgebers der 2. Ã�ndVO fÃ¼r
bandscheibenbedingte Erkrankungen iS der Nr 2108 der Anlage 1 zur BKVO. Auch
hat der KlÃ¤ger den Beruf des Heizungsbauers langjÃ¤hrig ausgeÃ¼bt. Das
Bandscheibenleiden des KlÃ¤gers ist aber dennoch nicht berufsbedingt, da der
KlÃ¤ger die erforderlichen arbeitstechnischen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt. Die
Trage-, Hebe- und BÃ¼ckbelastungen des KlÃ¤gers in seinem Beruf als
Heizungsbauer haben kein AusmaÃ� erreicht, wie sie fÃ¼r die Entstehung einer
bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS durch berufliche TÃ¤tigkeit zu fordern
sind.

Das zur BK Nr 2108 vom Bundesminister fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung
herausgegebene Merkblatt fÃ¼r die Ã¤rztliche Untersuchung (abgedruckt bei
Mehrtens/Perlebach, aaO M 2108 Seite 1 ff), das zwar keine verbindliche, im Range
einer Verordnung stehenden ErlÃ¤uterung darstellt, aber Hinweise fÃ¼r die
Beurteilung von mÃ¶glichen ZusammenhÃ¤ngen aus arbeitsmedizischer Sicht gibt
und eine arbeitstechnische und medizinische Konkretisierung der BK beinhaltet (vgl
BSG Urteil vom 23.03.1999 â�� B 2 U 12/98 R -), weshalb es als wertvolles
Hilfsmittel fÃ¼r das Erkennen einer BK anzusehen ist, fÃ¼hrt in seinem Abschnitt IV
Anhaltspunkte fÃ¼r den Begriff "schwere Lasten" auf. Die â�� aus prÃ¤ventiv-
medizinischen GrÃ¼nden festgelegten â�� Lastgewichte betragen bei MÃ¤nnern im
Alter zwischen 18 und 39 Jahren 25 und ab dem Alter von 40 Jahren 20 kg. Diese
Lastgewichte mÃ¼ssen mit einer gewissen RegelmÃ¤Ã�igkeit und HÃ¤ufigkeit in
der Ã¼berwiegenden Zahl der Arbeitsschichten gehoben und getragen werden, um
als Ursache von bandscheibenbedingten Erkrankungen der LWS infrage kommen zu
kÃ¶nnen. "LangjÃ¤hrig" bedeutet danach, dass regelmÃ¤Ã�ig 10 Berufsjahre als
untere Grenze der Dauer der belastenden TÃ¤tigkeit zu fordern sind. Unter
"TÃ¤tigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung" sind nach dem Merkblatt nur
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Arbeiten in ArbeitsrÃ¤umen mit einer HÃ¶he von weniger als 100 cm oder solche
Arbeiten zu verstehen, bei denen der OberkÃ¶rper aus der aufrechten Haltung um
mehr als 90 Grad gebeugt wird.

Dass der KlÃ¤ger derartigen Belastungen im Rahmen seiner beruflichen TÃ¤tigkeit
als Monteur im Heizungs-, Klima- und SanitÃ¤rbereich von 1958 bis 1975 und als
Heizungsbaumeister von 1975 bis 1979 ausgesetzt war, hat die Beklagte aufgrund
der im Verwaltungsverfahren durchgefÃ¼hrten arbeitstechnischen Feststellung
entsprechend dem Verfahren von Hartung/Dupuis zur Bestimmung der beruflichen
Belastung (BG 1994 S 452 ff) zu Recht verneint. Nach seinen Angaben beim TAD
hat der KlÃ¤ger als Monteur an 29 Arbeitstagen im Jahr HeizkÃ¶rper gehoben bei
durchschnittlich 20 HeizkÃ¶rpern/Haus. Hieraus hat der TAD Tragezeiten von 25
Min/Tag ermittelt. Bei dieser TÃ¤tigkeit hat der KlÃ¤ger zwar eine Mindest-
Tagesbelastungsdosis von 1700 Nh Ã¼berschritten. Dennoch kann bei ihm hieraus
auf keine gesundheitliche GefÃ¤hrdung geschlossen werden, da die
Belastungsdosen nicht in der Mehrzahl der jÃ¤hrlichen Arbeitsschichten angefallen
sind. Hinzu kommt, dass der zu fordernde Mindestanteil von einem Drittel
wirbelsÃ¤ulenbelastender TÃ¤tigkeiten wÃ¤hrend der tÃ¤glichen Arbeitsschicht bei
weitem nicht erreicht wird (so auch LSG Berlin, Urteil vom 08.02.2000, Az: L 2 U
95/98). Es ist als gesichert anzunehmen, dass fÃ¼r die in o.g. "Merkblatt fÃ¼r die
Ã¤rztliche Untersuchung" genannten typischen Berufe, bei denen
BandscheibenschÃ¤den verursachende berufliche Belastungen auftreten (zB
Arbeiten im untertÃ¤gigen Bergbau, Maurer, Steinsetzer, Stahlbetonbauer,
Schauerleute, MÃ¶bel-, Kohlen-, Fleisch- und andere LasttrÃ¤ger) ein Mindestanteil
von einem Drittel wirbelsÃ¤ulenbelastender TÃ¤tigkeit wÃ¤hrend der tÃ¤glichen
Arbeitsschicht erreicht oder Ã¼berschritten wird (LSG Berlin aaO).

In den Bereichen Klima- und LÃ¼ftungstechnik sowie SanitÃ¤rtechnik lag die
tÃ¤gliche Belastungsdosis des KlÃ¤gers bei allen TÃ¤tigkeiten unter der
Mindestbelastung von 1700 Nh pro Tag. Bei der TÃ¤tigkeit als Heizungsbaumeister
von 1975 bis 1979 hat der KlÃ¤ger zwar ein Ã¤hnliches TÃ¤tigkeitsfeld wie in den
vorangegangenen Jahren verrichtet, jedoch nur zu 50 % Montagearbeiten geleistet,
sodass fÃ¼r keine TÃ¤tigkeit ein Tagesbelastungswert von 1700 Nh erreicht wurde.

Der Senat berÃ¼cksichtigt bei den vom KlÃ¤ger geschilderten Hebe- und
TragevorgÃ¤ngen von Heizkesseln und HeizkÃ¶rpern auch seine Angaben im
Erhebungsbogen vom 20.09.1996, wonach fÃ¼r den Transport schwerer
GegenstÃ¤nde Transportwagen, Rollen und ein Kran Verwendung fanden. Entgegen
der Annahme des SG kann aus der Aussage des Zeugen F.G. nicht gefolgert
werden, der KlÃ¤ger habe hÃ¶here Gewichte als vom TAD angenommen gehoben.
Zum einen hat der Zeuge lediglich Ã¼ber den Zeitraum von 1962 bis 1965
berichtet, zum anderen hat auch die Befragung des KlÃ¤gers durch den TAD
ergeben, dass die Heizkessel von 3 bis 4 Personen getragen wurden und die
Tragebelastung der 200 kg schweren Heizkessel pro Person ca 50 kg betragen hat.
TÃ¤tigkeiten mit Rumpfbeugehaltungen von mehr als 90 Grad und einer
Einzeldauer von mehr als 3 Minuten hat der KlÃ¤ger von 1958 bis 1975 nach den
Feststellungen des TAD nicht ausgefÃ¼hrt.
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Nach alledem ist schon nicht nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger im Rahmen seiner
beruflichen TÃ¤tigkeit Belastungen ausgesetzt gewesen ist, wie sie fÃ¼r die
Entstehung einer bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS durch berufliche
TÃ¤tigkeit aus arbeitstechnischer und arbeitsmedizinischer Sicht gefordert werden.
Sein diesbezÃ¼gliches â�� unsubstantiiertes â�� Klage- und Berufungsvorbringen
macht weitere Ermittlungen weder in arbeitstechnischer noch in medizinischer
Hinsicht erforderlich.

Es kann aber letztlich dahingestellt bleiben, ob die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers von
1958 bis 1979 wirbelsÃ¤ulenbelastend gewesen ist. Das SG hat nÃ¤mlich im
Ergebnis zu Recht darauf abgestellt, dass die BK nach Nr 2108 erst durch die 2.
Ã�ndVO in die BK-Liste aufgenommen worden ist und nach der
Ã�bergangsvorschrift des Art 2 Abs 2 der genannten Verordnung Voraussetzung
fÃ¼r eine Anerkennung ist, dass der Versicherungsfall nach dem 31.03.1988
eingetreten ist. Der Senat geht von der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit in dieser Regelung
aus (vgl BSGE 72, 303, 304; BSG-Urteil vom 19.01.1995, 2 RU 13/94; Dahm SozVers
1996, 230, 233). Unter BerÃ¼cksichtigung der (unstreitigen) Aufgabe des Berufs
eines Heizungsbauers nach der Bandscheibenoperation 1979 kommt die
Anerkennung und EntschÃ¤digung einer BK nach Nr 2108 â�� unterstellt, der
KlÃ¤ger habe sich durch seine BerufstÃ¤tigkeit eine WirbelsÃ¤ulenerkrankung
zugezogen â�� deshalb schon nicht in Betracht, weil ein etwaiger Versicherungsfall
ebenfalls bereits im Jahr 1979, also weit vor dem in der Ã�bergangsvorschrift
festgesetzten Stichtag, eingetreten wÃ¤re.

Ein Versicherungsfall im Sinne der Ã�bergangsvorschrift ist dann eingetreten, wenn
alle Tatbestandsvoraussetzungen â�� dh insbesondere beruflich verursachte
GesundheitsstÃ¶rungen und der Zwang zur Unterlassung aller belastenden
TÃ¤tigkeiten â�� erfÃ¼llt sind (vgl BSG-Urteil vom 20.06.1995, 8 RKnU 2/94 in
Breithaupt 1996 Seite 117 und BSG SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 11). Der KlÃ¤ger wurde
1979 an einem Bandscheibenvorfall der LendenwirbelsÃ¤ule operiert. Eine
Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule hat somit bereits damals vorgelegen. Der
KlÃ¤ger hat auch die wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeit 1979 aufgegeben. Dies
bedeutet, dass ein etwaiger Versicherungsfall schon 1979 eingetreten wÃ¤re,
weshalb nach der Stichtagsregelung eine Anerkennung der BK ausgeschlossen ist.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung einer BK ergeben sich auch nicht aus
der Wiederaufnahme der wirbelsÃ¤ulen-belastenden TÃ¤tigkeit als selbststÃ¤ndiger
Heizungsbaumeister im Jahr 1989 und der (erneuten) Bandscheibenoperation an
der LWS 1990. Auch insoweit fehlt es an den erforderlichen arbeitstechnischen
Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme einer BK nach Nr 2108. Zwar hat der KlÃ¤ger
zur Niederschrift des SG vom 17.03.1999 erklÃ¤rt, er mÃ¼sse die TÃ¤tigkeit eines
Heizungsbaumeisters weiterhin verrichten, wenn Mitarbeiter ausfielen oder zu viel
Arbeit anliege, da er nur 4 Mitarbeiter in seinem Betrieb beschÃ¤ftige. Nach den
Angaben des KlÃ¤gers vor dem TAD am 09.05.1997 ist er als selbststÃ¤ndiger
Heizungsbaumeister aber nur zu 50 % seiner Arbeitszeit mit Montagearbeiten
befasst. Auch unterlÃ¤sst er in dieser Zeit im Hinblick auf seine
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden TragetÃ¤tigkeiten bzw werden diese auf mehrere
Personen verteilt, sodass es nicht zu wirbelsÃ¤ulenschÃ¤digenden Belastungen
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kommt. DarÃ¼ber hinaus kann â�� folgt man den Angaben des KlÃ¤gers vor dem
SG â�� nicht einmal von einer 50 %igen MontagetÃ¤tigkeit ausgegangen, da von
ihm "in erster Linie" BÃ¼roarbeiten verrichtet und Kunden betreut werden.

Die RÃ¼ckwirkungsvorschrift des Art 2 Abs 2 der 2. Ã�ndVO schlieÃ�t auch aus,
fÃ¼r alte VersicherungsfÃ¤lle auÃ�erhalb des vorgeschriebenen
RÃ¼ckwirkungszeitraums eine EntschÃ¤digung gemÃ¤Ã� Â§ 551 Abs 2 RVO
zuzusprechen (BSG SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 6). Die Ausschlussbestimmung verbietet
es dem TrÃ¤ger der Unfallversicherung in VersicherungsfÃ¤llen, die vor dem
Stichtag eingetreten sind, nach Â§ 551 Abs 2 RVO tÃ¤tig zu werden. Die
Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2
SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 05.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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